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Preußiſche Geſetzzammlung 


Jahrgang 1918 


Gr. 11637.) Wohnungsgeſetz. Vom 28. März 1918. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac, 


vero d 


un Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de,“ 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: i 


~ 


: Das Gefes, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und 
Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. 
S. 561) wird dahin geändert; : 
1. Im $ 1 erhält 
a) der Ubj. 1 folgende Faſſung: 


— 


— 


(1) Für die Anlegung oder Veränderung von Straßen und 
Plätzen (auch Gartenanlagen, Spiel- und Erholungsplätzen) in 
Städten und ländlichen Ortſchaften find die Straßen- und Bau⸗ 
fluchtlinien vom Gemeindevorſtand im Einverſtändniſſe mit der 
Gemeinde oder deren Vertretung, dem öffentlichen Bedürfnis 
entſprechend unter Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde feſtzuſetzen. 
der Why. 2 folgende Faſſung: 

(2) Die Ortspolizeibehörde kann die Feſtſetzung der Flucht— 
linien verlangen, wenn die von ihr wahrzunehmenden polizeilichen 
Rückſichten oder ein hervorgetretenes Bedürfnis nach Klein- oder 
Mittelwohnungen die Feſtſetzung fordern; im letzteren Falle bedarf 
fie jedoch der Einverſtändniserklärung der Kommunalaufſichts⸗ 
behörde. : 
der Abſ. 4 folgende Faſſung: big 

(4) Die Straßenfluchtlinien bilden regelmäßig zugleich die 
Baufluchtlinien, das heißt die Grenzen, über welche hinaus die 
Bebauung ausgeſchloſſen iſt. Aus beſonderen Gründen kann aber 
eine hinter die Straßenfluchtlinie zurückweichende Baufluchtlinie 


feſtgeſetzt werden. 
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2. Im § 2 erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 
(1) Die Feſtſetzung von Fluchtlinien (S 1) kann für einzelne 
Straßen, Straßenteile und Plätze (auch Gartenanlagen, Spiel⸗ 
und Erholungsplätze) oder, nach dem vorausſichtlichen Bedürfniſſe 
der näheren Zukunft, durch Aufſtellung von Bebauungsplänen 
für größere Grundflächen erfolgen. 
3. Im $ 3 N f 
erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 

(1) Bei Feſtſetzung der Fluchtlinien iſt auf das Wohnungs⸗ 
bedürfnis ſowie die Förderung des Verkehrs, der Feuerſicherheit 
und der öffentlichen Geſundheit Bedacht zu nehmen, auch darauf 
zu halten, daß eine Verunſtaltung der Straßen und Plätze ſowie 
des Orts- und Landſchaftsbildes nicht eintritt. 
wird als Abſ. 3 folgende Vorſchrift hinzugefügt: 

(3) Im Intereſſe des Wohnungsbedürfniſſes iſt ferner darauf 
Bedacht zu nehmen, daß in ausgiebiger Zahl und Größe Plätze 
lauch Gartenanlagen, Spiel- und Erholungsplätze) vorhanden ſind, 
daß die Möglichkeit gegeben iſt, an geeigneter Stelle Kirchen- und 
Schulbauten zu errichten, daß für Wohnzwecke Baublöcke von 
angemeſſener Tiefe und Straßen von geringerer Breite entſprechend 
dem verſchiedenartigen Wohnungsbedürfniſſe geſchaffen werden, 
und daß durch die Feſtſetzung Baugelände entſprechend dem 
Wohnungsbedürfniſſe der Bebauung erſchloſſen wird. 5 
4. Im $ 5 erhält 

a) der Abſ. 1 folgende Faſſung: a 

(1) Die Zuſtimmung der Ortspolizeibehörde (§ 1) darf nur 
verſagt werden, wenn die von ihr wahrzunehmenden polizeilichen 
Rückſichten oder ein hervorgetretenes Bedürfnis nach Klein- oder 
Mittelwohnungen (§ 3 bf. 3) die Verſagung fordern. Soweit, 
die Zuſtimmung wegen eines hervorgetretenen Bedürfniſſes nach 

Klein- oder Mittelwohnungen verſagt wird, bedarf es des Cin 
verſtändniſſes der Kommunglaufſichtsbehörde. 
der Abſ. 3 folgenden Zuſatz: 

Soweit ein ſolches Anſuchen auf ein hervorgetretenes Bedürfnis 
nach Klein- oder Mittelwohnungen geſtützt wird, darf es nur im 
Einverſtändniſſe mit der Kommunalaufſichtsbehörde ergehen. 

5. § 11 erhält folgende Faſſung: 

Mit dem Tage, an welchem die im § 8 vorgeſchriebene Offen- 
legung beginnt, tritt die Beſchränkung des Grundeigentümers, daß 
Neubauten, Um- und Ausbauten über die Fluchtlinie hinaus ver⸗ 


a 


— 


b 


— 
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jagt werden können, endgültig ein. Gleichzeitig erhält die Ge— 
meinde das Recht, die durch die feſtgeſetzten Straßenfluchtlinien 
für Straßen und Plätze (auch Gartenanlagen, Spiel- und Er⸗ 
holungsplätze) beſtimmte Grundfläche dem Eigentümer zu entziehen. 
6. Im $ 12 werden 
a) im Abſ. 2 
I. im Satz 1 und Satz 2 das Wort „Bezirksrats“ erſetzt durch 
das Wort „Bezirksausſchuſſes“, 
II. im Satz 2 die Worte „einer Prckkluſiofriſt von einundzwanzig 
Tagen“ erſetzt durch die Worte „einer Ausſchlußfriſt von 
zwei Wochen“; 
b) als Abſ. 4 bis 7 folgende Vorſchriften eingeſtellt: 

(4) Von dem Verbote kann Dispens erteilt werden, falls ein 
Bedürfnis für Klein: oder Mittelwohnungen beſteht, begründete Aus⸗ 
ſicht vorhanden iſt, daß der Eigentümer dieſem Bedürfniſſe durch 
den Bau entſprechender, geſunder und zweckmäßig eingerichteter 
Wohnungen Rechnung trägt, und falls kein überwiegendes be— 
rechtigtes Gemeindeintereſſe entgegenſteht. Weiſt die Gemeinde 
nach, daß geeignete Maßnahmen ergriffen ſind, um dem Bedürfniſſe 
für Klein⸗ oder Mittelwohnungen durch Errichtung von Häuſern 
mit höchſtens einem Obergeſchoß über dem Erdgeſchoß ausreichend 
Rechnung zu tragen, und iſt die Gewähr gegeben, daß dieſe Maß⸗ 
nahmen auch zur Durchführung gelangen werden, ſo darf der 
Dispens zur Errichtung von Gebäuden mit mehr Stockwerken nicht 
erteilt werden. 

Iſt durch Gemeindebeſchluß beſtimmt, daß erſt nach 
Zahlung oder Sicherſtellung der gemäß § 15 dieſes Geſetzes oder 
gemäß § 9 des Kommunglabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetzſaamml. S. 152) von der Gemeinde feſtgeſetzten Beiträge 
Wohngebäude errichtet werden dürfen, ſo darf der Dispens vor 
erfolgter Zahlung oder Sicherſtellung nicht erteilt werden. 

(6) Über die Erteilung des Dispenſes beſchließt im Streit- 
falle der Bezirksausſchuß. 

(7) Unter den gleichen Vorausſetzungen kann der Bezirks⸗ 
ausſchuß beichließen, daß die Gemeinde, ſoweit fie eine öffentliche 
Waſſerleitung, Ableitung der Schmutzwäſſer oder Beleuchtung als 
Gemeindeanſtalt unterhält, den Eigentümern nach Maßgabe der 
allgemeinen örtlichen Beſtimmungen die Benutzung dieſer Anſtalt 
gewährt. 

7. Im $ 13 erhalten die Abſ. 1 und 2 folgende Faſſung: 

(1) Eine Entſchädigung kann wegen der nach den Beſtimmungen 

des F 12 eintretenden Beſchränkung der Baufreiheit überhaupt 
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nicht, und wegen Entziehung oder Beſchrünkung des von der Feſt⸗ 
ſetzung neuer Fluchtlinien betroffenen Grundeigentums nur in 
folgenden Fällen gefordert werden: 

J. wenn die zu Straßen und Plätzen (auch Gartenanlagen, 
Spiele und Erholungsplätzen) beſtimmten Grundflächen auf 
Verlangen der Gemeinde für die öffentliche Benutzung abge- 

treten werden; . 

2. wenn die Straßen- oder Baufluchtlinie vorhandene Gebäude 
trifft und das Grundſtück bis zur neuen Fluchtlinie von | 
Gebäuden freigelegt wird; 

3. wenn die Straßenfluchtlinie einer neu anzulegenden Straße 
ein unbebautes, aber zur Bebauung geeignetes Grundſtück 
trifft, welches zur Zeit der Feſtſtellung dieſer Fluchtlinie 
an einer bereits beſtehenden und für den öffentlichen Verkehr 
und den Anbau fertiggeſtellten anderen Straße belegen iſt, 
und die Bebauung in der Fluchtlinie der neuen Straße 
erfolgt. 

(2) Die Entſchädigung wird in allen Fällen wegen der zu 
Straßen und Plätzen (auch Gartenanlagen, Spiel- und Erholungs- 
plätzen) beſtimmten Grundfläche für Entziehung des Grundeigentums 
gewährt. Außerdem wird in denjenigen Fällen der Nr. 2, in 
welchen es ſich um eine Beſchränkung des Grundeigentums infolge 
der Feſtſetzung einer von der Straßenfluchtlinie verſchiedenen Baus | 
fluchtlinie handelt, für die Beſchränkung des bebaut geweſenen | 
Teiles des Grundeigentums (§ 12 des Geſetzes über Enteignung | 
von Grundeigentum vom 11. Juni 1874) Entſchädigung gewährt. 


8. Als § 13a werden folgende Vorſchriften eingeftellt: 
5 (1) Mit dem Zeitpunkt, an dem für eine Straße, einen 
Straßenteil oder Platz die Fluchtlinien förmlich feſtgeſtellt ſind, 


erhält die Gemeinde das Recht, ein an die Fluchtlinie der Straße, | 
des Straßenteils oder des Platzes angrenzendes Grundſtück, ſoweit 
es nach den baupolizeilichen Vorſchriften des Ortes nicht zur | 


Bebauung geeignet ift, dem Eigentümer gegen Entſchädigung zu 
entziehen. Bei Straßen, Straßenteilen oder Plätzen, für die 
Fluchtlinien nicht förmlich feſtgeſtellt find, entſteht das Recht der | 
Gemeinde mit dem Zeitpunkt, an dem bie Straße, der Straßen— | 
teil oder der Platz gemäß den baupolizeilichen Vorſchriften des 
Ortes für den öffentlichen Verkehr und für den Anbau fertig 
hergeſtellt iſt. Will die Gemeinde dieſes Recht ausüben, ſo hat 
ſie dies unter genauer Bezeichnung der zu enteignenden Fläche 
dem Eigentümer mitzuteilen mit dem Hinweiſe, daß Einwendungen 
a gegen die Entziehung binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen 
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bei dem Gemeindevorſtand anzubringen find. Uber Einwendungen 

beſchließen die im $ 8 dieſes Geſetzes und im § 146 des Geſetzes 
über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichts— 
behörden vom 1. Auguſt 1883 (Gefebfamml. S. 237) berufenen 
Behörden. ER 

(2) Sind die nach Abſ. [ entzogenen Grundflächen weder zu— 
ſammen noch in Verbindung mit anderen der Gemeinde gehörigen 
Grundſtücken zur Bebauung geeignet, ſo iſt die Gemeinde ver— 
pflichtet, die entzogenen Grundflächen den Eigentümern der an— 
grenzenden Grundſtücke m ihr Verlangen gegen Erſtattung der 
Aufwendungen nebſt Zinſen zu übereignen. Sie hat, wenn 
mehrere Grundſtücke angrenzen und eine Vereinbarung mit den 
Eigentümern nicht erzielt wird, einen Plan für die zweckmäßige 
Zuteilung der entzogenen Grundflächen ſowie eine Koſtenverteilung 
aufzuſtellen. Der Plan und die Koſtenverteilung ſind zur Ein— 
ſicht der Beteiligten offenzulegen. Die Offenlegung iſt ortsüblich 
bekanntzumachen mit dem Hinweiſe, daß Einwendungen binnen 
einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen ſeit dem Tage der Bekannt— 
machung bei dem Gemeindevorſtand anzubringen ſind. Den aus 
dem Grundbuch erſichtlichen Eigentümern iſt, ſoweit tunlich, 
beſondere M itteilung zu machen. Über die Einwendungen be— 
ſchließen die im Abſ. 1 bezeichneten Behörden. 

(3) Die im Abſ. 2 Satz! der Gemeinde auferlegte Verpflichtung 
erliſcht gegenüber denjenigen Eigentümern, welche ſich nicht binnen 
drei Monaten ſeit Aufforderung der Gemeinde zur Übernahme 
der Grundfläche verpflichten. 

e Der d 13. Abs. findet bei den Vorſchriften dieſes 
Paragraphen gleichfalls Anwendung. 

(5) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch Anwendung, 
wenn für eine Straße, einen Straßenteil oder Platz vor Inkraft— 
treten dieſer Vorſchrift die Fluchtlinien förmlich feſtgeſtellt ſind. 

(6) Das gleiche gilt, wenn bei Straßen, Straßenteilen oder 
Plätzen, für die Fluchtlinien nicht förmlich feſtgeſtellt ſind, die 
ae der Straßenteil oder der Platz vor Inkrafttreten dieſer 

Vorſchrift gemäß den baupolizeilichen Vorſchriften des Ortes für 
den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergeſtellt iſt. 
Im S lik werden im Abſ. 1 hinter den Worten „nach § 13“ die 
Worte eingefügt „und § 13a Abj. 1%, 

Als § 14a werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 


Das Geſetz, betreffend die Umlegung von Grundſtücken in 
ges a. M., vom 28. Juli 1902 (Geſetzſamml. S. 273) und 
das Geſetz wegen Abänderung des § 13 des vorbenannten Geſetzes 
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vom 8. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 259) können für den Bezirk 
einer Gemeinde durch Ortsſtatut eingeführt werden. Das Orts⸗ 
ſtatut bedarf der Beſtätigung durch den Bezirksausſchuß. 

11. Im $ 15 erhält Abſ. 2 den Zuſatz: 
Wird die Straßengrenze eines Grundſtücks, deſſen Eigentümer zu 
Straßenkoſten herangezogen iſt, ſpäter dadurch verlängert, daß 
mit dem Grundſtück eine Grundfläche wirtſchaftlich vereinigt wird, 
für welche die Straßenkoſten noch nicht bezahlt ſind, ſo ſind dem l 
Eigentümer die auf die Verlängerung entfallenden Straßenkoſten 
nachträglich zur Laſt zu legen. 

12. Als $ 15a werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 

(1) Durch Ortsſtatut kann beſtimmt werden, daß die im vor⸗ 
ſtehenden Paragraphen und im § 9 des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) geregelten Beiträge 
ſowie die im § 6 dajelbjt bezeichneten Gebühren für Gebäude an 
Straßen, die ihrer Lage und Ausſtattung nach für Wohnungen 
der Minderbemittelten beſonders geeignet erſcheinen und für den 
Ausbau mit Häuſern mit höchſtens einem Obergeſchoß über dem 
Erdgeſchoſſe beſtimmt find Kleinwohnungsſtraßen), ganz oder teil- 
weiſe erlaſſen oder geſtundet werden können, ſofern die Gebäude 
hauptſächlich für Wohnungen der bezeichneten Art oder für gemein⸗ 
nützige Einrichtungen zugunſten der Minderbemittelten (Kinderfür⸗ 
forge, Fortbildung, Erholung und dergleichen) beftimmt find. Wird 
die Zweckbeſtimmung der Gebäude ſpäter geändert, ſo können von 
dem jeweiligen Eigentümer des Grundſtücks die Beiträge und 
Gebühren nachträglich verlangt werden, ſoweit ſie erlaſſen oder 
noch geſtundet find. 

(2) Das Ortsſtatut kann hinſichtlich der Straßen, der Ge 
bäude und der Wohnungen die Vorausſetzungen näher feſtſetzen, 
unter denen die Vergünſtigung eintritt. 

13. Im § 16 werden 
a) im Abſ. 1 die Worte „bei dem Bezirksrat innerhalb einer 
Präkluſivpfriſt von einundzwanzig Tagen“ erſetzt durch die Worte 
„bei dem Bezirksausſchuß innerhalb einer Ausſchlußfriſt von zwei 
Wochen“, ö 
b) im Abſ. 2 die Worte „von einer Woche“ erſetzt durch die Worte 
„von zwei Wochen“. 
14. Im § 20 werden die Worte „Der Miniſter für Handel“ erſetzt durch 
die Worte „Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten“, 
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Artikel 2. 
Enteignung mit Nückſicht auf das Wohnungsbedürfnis. 


Soweit zur Befriedigung des Bedürfniſſes nach Mittel- und Kleinwohnungen 
oder für die Geſundung von Wohnvierteln, Häuſerblocks u dergleichen der ev: 
forderliche Grund und Boden bis zum 31. Dezember 1929 im Enteignungsweg 
in Anſpruch genommen werden muß, wird die Zuläſſigkeit der Enteignung durch 
den Miniſter der öffentlichen Arbeiten ausgeſprochen. Das Enteignungsverfahren 
erfolgt in ſolchen Fällen nach den Vorſchriften der Verordnungen, betreffend ein 
vereinfachtes Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur 
Beſchäftigung von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. 
S. 159) und vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57). 


Artikel 3. 
Eingemeindung und Amgemeindung. 
| S 1. 
In § 2 Nr. 5 der Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen 


der Preußiſchen Monarchie vom 3. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 233) wird unter d 
folgende Vorſchrift eingeſtellt: f 


d) wenn die Rückſicht auf das Wohnungsbedürfnis die Eingemeindung 


oder Umgemeindung erheiſcht. 


§ 2. | 
Soweit andere Gemeindeverfaſſungsgeſetze eine Eingemeindung oder Um⸗ 
gemeindung davon abhängig machen, daß das öffentliche Intereſſe die Ein⸗ 
gemeindung oder Umgemeindung erfordert, findet die Vorſchrift im § 1 entſprechende 
Anwendung. 


Artikel 4. 
Baupolizeiliche Vorſchriſten. 
Ci. 


Durch die Bauordnungen kann insbeſondere geregelt werden: 

1. die Abſtufung der baulichen Ausnutzbarkeit der Grundſtücke, ebenſo daß, 
wo Fluchtlinien nicht feſtgeſtellt ſind, nur offene Bauweiſe mit Gebäuden 
von nicht mehr als einem Obergeſchoß über dem Erdgeſchoſſe zuläſſig ift; 

2. die Ausſcheidung beſonderer Ortsteile, Straßen und Plätze, für welche 

die Errichtung von Anlagen nicht zugelaſſen iſt, die beim Betriebe durch 

Verbreitung übler Dünſte, durch ſtarken Rauch oder ungewöhnliches 

n Geräuſch Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen für die Nachbarſchaft 
, oder das Publikum überhaupt herbeizuführen geeignet find; 
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3. die Ausſcheidung befonderer Ortsteile, Straßen und Plätze, in denen 
nur die Errichtung von Wohngebäuden mit Nebenanlagen oder nur die 
Errichtung von gewerblichen Anlagen mit Nebengebäuden zugelaſſen iſt; 

4. der Verputz und Anſtrich oder die Ausfugung der vornehmlich Wohn— 
zwecken dienenden Gebäude und aller von Straßen, Plätzen oder anderen 
öffentlichen Verkehrsflächen aus ſichtbaren Bauten ſowie die einheitliche 

Geſtaltung des Straßenbildes, und zwar unter Berückſichtigung des 
Denkmal- und Heimatſchutzes; 

5. die Vorlage von Bauzeichnungen für alle Außenflächen von Wohn⸗ 
“gebauden 

6. unter welchen Bedingungen Gartenhäuschen (Lauben) nicht als Wohn— 

häuſer (Wohngebäude) im Sinne des § 13 ff. des Geſetzes, betreffend 
die Gründung neuer Anſiedlungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſt— 
preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und 
Weſtfalen, vom 10. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 227), des § 1 des 
Geſetzes, betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen im Herzogtume 
Lauenburg, vom 4. November 1874 (Amtl. Wochenblatt für das Sev 
zogtum Lauenburg S. 291 ff.) und des § 12 des Geſetzes, betreffend 
die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten 
und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 561) 
anzuſehen ſind. i 


— 


§ 2. 
0) Inſofern die bauliche Entwicklung es erfordert, haben die Bauordnungen 
für die Ausführung der Wohngebäude, beſonders hinſichtlich der Standfeſtigkeit, 
Tragfähigkeit, Feuerſicherheit, Verkehrsſicherheit und Raumhöhen unterſchiedliche 
Vorſchriften zu geben, je nachdem ſich dieſe auf Gebäude größeren oder kleineren 
Umfanges beziehen. 

(2) Geben Bauordnungen für größere Bezirke gleichzeitig Beſtimmungen für 
größere und kleinere Gemeinden, ſo haben ſie hinſichtlich der Höhe der Gebäude, 
der bebaubaren Flächen und der Geſchoßzahl unterſchiedliche Beſtimmungen zu 
treffen, welche die beſonderen Verhältniſſe der Gemeinden berückſichtigen. 
) Für Stadtkreiſe ſollen die Bauordnungen in der Regel als Ortspolizei— 
verordnüngen erlaſſen werden. 


Sea; 
8 Diaurch die Bauordnungen ſollen Beſtimmungen eingeführt werden, durch 
die, überall dort, wo die offene Bauweiſe üblich und wirtſchaftlich durchführbar 
iſt, die Errichtung von Wohnhäuſern mit freiſtehenden Brandgiebeln verhindert wird. 
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() Sofern die Verhältniſſe es erfordern, ſollen durch Dolizeiverordnungen 
für die Herſtellung und Unterhaltung der Ortsſtraßen abgeſtufte Vorſchriften je 
nach deren Beſtimmung (Hauptverkehrsſtraßen, Nebenverkehrsſtraßen, Wohnſtraßen, 
Wohnwege uſw.) gegeben werden. ; 

(2) Durch Polizeiverordnung kann auch im Wohnungsintereſſe für Wohn— 
ſtraßen, Wohnwege und andere Ortsſtraßen, die dem Zugange zu Wohngebäuden 
dienen, der Fuhrwerksverkehr beſchränkt werden. 0 : 


S 5. 
Der bj. 4 des S 145: des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs: 
und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) 
erhält folgende Faſſung: 
Gegen die Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes in erſter Inſtanz und des 
gemäß Abſ. 1 entſcheidenden Regierungspräſidenten findet binnen 2 Wochen 
die Beſchwerde an den Oberpräſidenten ſtatt, der endgültig entſcheidet. 


Artikel 5. 
Benutzung der Gebäude. 


I. Allgemeine Vorſchriften über die Benutzung der Gebäude zum Wohnen und Schlafen 
(Wohnungsordnungen). 


S 1. 

) Die Benutzung der Gebäude zum Wohnen und Schlafen kann durch 
allgemeine Vorſchriften (Wohnungsordnungen) im Wege der Polizeiverordnung 
geregelt werden. In der Regel ſollen die Wohnungsordnungen als Orts- oder 
Kreispolizeiverordnungen erlaſſen werden. i 

e) Für Gemeinden und Gutsbezirke mit mehr als 10 000 Einwohnern find’ 
ſolche Wohnungsordnungen zu erlaſſen. 
(3) Iſt in Gemeinden, für die von Ortspolizeibehörden Wohnungsordnungen 
erlaſſen werden ſollen, die Polizei unter mehrere Behörden geteilt, ſo gilt als 
Ortspolizeibehörde diejenige Behörde, welcher die Baupolizei übertragen it. 


a § 2. 
Durch die Wohnungsordnungen iſt vorzuſchreiben, daß als Wohn⸗ oder. 
Schlafräume (auch Küchen) nur ſolche Räume benutzt werden dürfen, welche zum 
dauernden Aufenthalte von Menſchen baupolizeilich genehmigt ſind. N 
(2) Ausnahmen find nur zuläſſig für Gebäude, die zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Wohnungsgeſetzes bereits bewohnt waren. IL 
Gejegjamu(ung 1918. (Nr. 11637.) 10 


„ 
S 3. 


() Die Wohnungsordnungen können ferner insbeſondere Vorſchriften 
treffen über: 


1. 


6. 


( 


— 


eine den geſundheitlichen Anforderungen entſprechende bauliche Beſchaffen⸗ 
heit und Inſtandhaltung der Wohn- und Schlafräume (auch Küchen), 
der Hausflure, Treppen, Höfe und ſonſtigen der gemeinſamen Ve: 


nutzung der Hausbewohner dienenden Teile des Hauſes; 
eine den Anforderungen des Familienlebens entſprechende Trennung der 


von verſchiedenen Haushaltungen benutzten Wohn- und Schlafräume 
(auch Küchen) voneinander; 


„die Zahl und die Beſchaffenheit der erforderlichen Kochſtellen, Waſſer⸗ 


entnahmeſtellen, Ausgüſſe, Aborte, wobei in ſtädtiſchen Verhältniſſen in 
der Regel zu fordern iſt, daß ein Abort von höchſtens zwei Familien 
benutzt werden darf; 


„die im geſundheitlichen und ſittlichen Intereſſe zuläſſige Belegung der 


Wohn- und Schlafräume (auch Küchen); 


die Einrichtung, Ausſtattung und Unterhaltung der von Dienft- oder 
Arbeitgebern ihren Dienſtboten, Gewerbegehilfen (Geſellen, Gehilfen, 


Lehrlingen), Handlungsgehilfen, Handlungslehrlingen oder ſonſtigen 
Angeſtellten oder Arbeitern zugewieſenen Schlafräume; 
die Bedingungen, unter denen die Aufnahme nicht zur Familie gehöriger 


Perſonen gegen Entgelt als Zimmermieter (Zimmerherren), Einlieger 
(Eiulogierer, Miet-, Roje und Quartiergänger) oder Schlafgänger 


(Schläfer, Schlafleute, Schlafſteller, Schlafgäſte, Schlafburſchen und 
⸗mädchen) ftatthaft ijt; 


die zur Durchführung der getroffenen Beſtimmungen den Beteiligten, 


namentlich hinſichtlich der Anzeigen, Aushänge uſw. obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen. 
Für Städte über 10 000 Einwohner ſollen die Wohnungsordnungen 


die vorſtehenden Beſtimmungen enthalten. 


oe 


II. Beſondere Vorſchriften über die Unterbringung von Arbeitern. 


§ 4, | 
Durch Polizeiverordnungen, durch welche die Unterbringung von Arbeitern 


geregelt wird, müſſen Mindeſtanforderungen hinſichtlich der Beſchaffenheit, Ein- 


richtung, 


Ausſtattung und Unterhaltung der Unterkunftsräume und ihres Zubehörs 


feſtgeſetzt ſowie die zur Durchführung der Beſtimmungen erforderlichen Vorſchriften, 
insbeſondere hinſichtlich der Anzeigen, Aushänge uſw. vorgeſehen werden. 
(2) Die gemeinſchaftlichen Wohnräume für Arbeiter (Arbeiterkaſernen) 


müſſen fo eingerichtet fein, daß in der Regel für jede Familie ein beſonderer⸗ 
abſchließbarer Raum vorhanden iſt, der den allg 
heit und Sittlichkeit entſpricht. 


eee 


emeinen Anſprüchen an Geſund⸗ 


— | 


re 
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(3) Für lediges Arbeitsperfonal müſſen Räume zur Verfügung ſtehen, die 
die Trennung der Geſchlechter ermöglichen. 1 4 


Artikel 6. 
Wohnungsaufſicht. 
I. Ortliche Wohnungsaufſicht. 


S 1. 

(1) Die Aufſicht über das Wohnungsweſen ift eine Gemeindeangelegenheit. 
Sie liegt, unbeſchadet der allgemeinen geſetzlichen Befugniſſe der Ortspolizei⸗ 
behörden, dem Gemeindevorſtand ob. Er hat ſich von den Zuſtänden im 
Wohnungsweſen fortlaufend Kenntnis zu verſchaffen, auf die Fernhaltung und 
Beſeitigung von Mißſtänden ſowie auf die Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe, 
namentlich der Minderbemittelten, hinzuwirken und die Befolgung der Vorſchriften 
der Wohnungsordnung zu überwachen. 

(2) Für Gemeinden mit mehr als 100000 Einwohnern iſt zur Durch⸗ 
führung der Wohnungsaufſicht ein Wohnungsamt zu errichten. Zur Durchführung 
der Wohnungsaufſicht find ein oder mehrere für dieſen Dienſtzweig geeignete 
Perſonen einzuſtellen. Für Gemeinden von mehr als 50000 bis 100 000 Ein- 
wohnern kann durch Anordnung der Aufſichtsbehörde die Errichtung eines den 
vorſtehenden Beſtimmungen entſprechenden Wohnungsamts vorgeſchrieben werden. 
Für Gemeinden von mehr als 10000 bis 50000 Einwohnern kann durch An- 
ordnung der Aufſichtsbehörde die Anſtellung beſonderer ſachkundiger beamteter 
(beſoldeter oder ehrenamtlich tätiger) Wohnungsaufſeher vorgeſchrieben werden. 
Mehrere Gemeinden können ſich mit Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde 
zur Errichtung eines gemeinſamen Wohnungsamts für ihre Bezirke vereinigen. 
Unter der gleichen Vorausſetzung kann auch ein weiterer Kommunalverband für 
ſeinen Bezirk oder Teile ſeines Bezirkes ein gemeinſames Wohnungsamt errichten. 

(3) Dem Wohnungsamte können von der Gemeinde, ſofern ſich mehrere 
Gemeinden zur Errichtung eines gemeinſamen Wohnungsamts vereinigt haben, 
durch übereinſtimmende Beſchlüſſe der beteiligten Gemeinden und, ſofern die Er⸗ 
richtung durch einen weiteren Kommunalverband erfolgt, durch Beſchluß des 
letzteren andere verwandte Aufgaben übertragen werden. Sofern nicht für die 
Nachweiſung kleinerer Wohnungen durch andere Einrichtungen in ausreichender 
Weiſe geſorgt iſt, find in Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern gemeind⸗ 
liche Wohnungsnachweiſe zu errichten. Zugleich iſt durch Polizeiverordnung den 
Vermietern ſolcher Wohnungen die Pflicht zur Anmeldung verfügbarer Wohnung 
und zur Abmeldung vermieteter Wohnungen aufzuerlegen. 


: S 2. 
(1) Die mit der Wohnungsaufſicht betrauten Perſonen find berechtigt, bei 
Ausübung der Wohnungsaufſicht alle Räume, die zum Aufenthalte von Menſchen 


KOS 
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benutzt werden, ſowie die dazugehörigen Nebenräume, Zugänge, Aborte zu 
betreten. Sie haben den Wohnungsinhaber oder deſſen Vertreter bei dem Beginne 
der Beſichtigung mit dem Zwetle ihres Erſcheinens bekannt zu machen und ſich 
unaufgefordert durch öffentliche Urkunde über ihre Berechtigung auszuweiſen. 

En) Die Beſichtigung muß fo vorgenommen werden, daß eine Beläſtigung der 
Beteiligten tunlichſt vermieden wird. Sie darf nur in der Zeit von 9 Uhr 
morgens bis 6 Uhr abends, bei Wohnungen, in die Einlieger oder Schlafgänger 
aufgenommen werden, nur in der Zeit von 5 Uhr morgens bis 10 Uhr abends 
erfolgen. 

(3) Der Wohnungsinhaber oder fein Vertreter iſt verpflichtet, über die Art 

der Benutzung der Räume wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen. 


S 3. 

Soweit ſich bei Ausübung der Wohnungsaufſicht ergibt, daß bie Wohnung 
hinſichtlich ihrer Beſchaffenheit oder Benutzung den an fie zu ſtellenden Anforde 
rungen nicht entſpricht, iſt Abhilfe in der Regel zunächſt durch Rat, Belehrung 
oder Mahnung zu verſuchen. Läßt ſich auf dieſe Weife Abhilfe nicht ſchaffen, 
ſo iſt der Gemeindevorſtand befugt, die erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen; 
auf dieſe Anordnungen finden die SS 127 bis 129, 132, 133 des Landes: 
verwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 1883 (Geſetzzamml. S. 195), ſoweit ſie ſich auf 
Maßnahmen der Ortspolizeibehörden beziehen, entſprechende Anwendung. 


S 4. 
Die Ausübung der Wohnungsaufſicht ift für ſolche Gemeinden, für welche 
gemäß Artikel 5 SI eine Wohnungsordnung erlaſſen iſt, durch eine von dem Gee 
meindevorſtande feſtzuſetzende Dienſtanweiſung zu regeln. : 


II. Bezirks-Wohnungsauffichtsbeamte. 
S 5. 

Den Regierungspräſidenten, für den Landespolizeibezirk Berlin dem Ober- 
präſidenten, find zur Ausübung der Aufſicht über die Tätigkeit der Gemeinde— 
und Ortspolizeibehörden ($ 1), ſoweit ſich dazu ein Bedürfnis ergibt, Wohnungs⸗ 
aufſichtsbeamte beizugeben. Dieſen Beamten ſtehen bei Ausübung ihrer Dienſt⸗ 
obliegenheiten die Befugniſſe der mit der örtlichen Wohnungsaufſicht betrauten, 
Perſonen (§ 2) zu. ; 
men Artikel 7. 


Gemeinjame Borjdrijten für die Wohnungsordnungen und die 
: Wohnungsaufſicht. 
Gels 
(1) Den Wohnungsordnungen (Artikel 5 J) und der Wohnungsaufſicht 
(Artikel 6) unterliegen: ER 


DEREN 


— 
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1. Wohnungen, die einſchließlich Küche aus vier oder weniger zum dauernden 
Aufenthalte von Menſchen beſtimmten Räumen beſtehen, 
größere Winden in denen nicht zur Familie gehörige Perſonen 
gegen Entgelt als Zimmermieter (Zimmerherren), Einlieger (Einlogierer, 
Miet-, Koſt⸗ und Duartiergänger ) oder Schlafgänger (Schläfer, Schlaf, 
leute, Schlafſteller, Schlafgäſte, Sehlafburſchen und mädchen) auf⸗ 
genommen werden; a 
3. Wohn- oder Schlafräume, die von Dienſt- oder Arbeitgebern ihren 
Dienſtboten, Gewerbegehilfen (Geſellen, Gehilfen, Lehrlingen), Handlungs⸗ 
gehilfen, ee oder ſonſtigen Angeſtellten oder Arbeitern 
ziugewieſen find; 

4. ſolche Wohn⸗ bey Schlafräume in Mietwohnungen, die im Keller oder 

in einem nicht vollausgebauten Dachgeſchoſſe liegen; 

5. Ledigenheime und oe äuſer. 

(2) Eigenwohnungen der im Abſ. ! Nr.! bezeichneten Art in Gebäuden, 
die ausſchließlich von einer Familie bewohnt werden, ſollen, ſofern nicht in ihnen 
Perſonen gemäß Nr. 2 aufgenommen werden, den Wohnungsordnungen nur dann 
unterſtellt werden, wenn dafür ein beſonderes Bedürfnis vorliegt. 


i S 2. 8 

Auf Grund der Wohnungsordnungen ſollen Anforderungen, die den 

Wohnungsinhaber zu einem Wohnungswechſel nötigen, bei Mietwohnungen in 

der Regel nur geſtellt werden, wenn die Wohnungen nach Erlaß der Wohnungs— 

ordnung bezogen werden oder das Mietverhältnis nach dieſem Zeitpunkte ver— 

längert oder trotz eee der Kündigung oder länger als ſechs Monate 
slami wird. of 


1 


8 § 3. 
(1) Wohnungen, die von mehreren Mietern EI 1 werden, 
gelten hinſichtlich der Zahl der Räume (§ 1 Abſ. 1 Nr. 1) als. wischen 


ihnen geteilt. 
(2) Räume, die miteinander in unmittelbarer offener Verbindung fin 
Singer und Alkoven, Busen und dergleichen), gelten als ein Raum. 


S 4. 

(1) Ausgenommen von den Vorſchriften der Artikel 5, 6 find Schlöſſer des 
Königs und der Mitglieder des Königshauſes und des Sobenyllen en Fürſten⸗ 
hauſes einſchließlich der zugehörigen Nebengebäude. i 

(2) Das gleiche gilt von Schlöſſern der M itglieder des d 
Hannoverſchen Königshauſes, des vormaligen Kurheſſiſchen Fürſtenhauſes und des 
vormaligen -Herzoglich Naſſauiſchen Fürſtenhauſes in den Landesteilen welche der 
Landeshoheit ihres Hauſes unterſtanden haben, und von Schlöſſer m der Herzög⸗ 
lich Schleswig-Holſteinſchen Fürſtenhäuſer in der Provinz Schleswig-Holſtein. 
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Artikel 8. 
Bereitſtellung ſtaatlicher Mittel. 


SETE 

Zur Förderung der gemeinnützigen Bautätigkeit wird der Staatsregierung 
ein Betrag von zwanzig Millionen Mark zur Verfügung geſtellt, der zur Be: 
teiligung des Staates mit Stammeinlagen bei gemeinnützigen Bauvereinigungen 
zu verwenden iſt. ß 

= § 2. 

e Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 
erforderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. An Stelle der 
Staatsſchuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen ausgegeben 
werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen anzugeben. 

(2) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld» 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

(3) Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. 

) Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeit⸗ 
punkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden Schatzanweiſungen 
aufhört. Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins: 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen ausgegeben werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. Im übrigen kommen wegen der Verwaltung und Tilgung 


der Anleihe die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher 


Staatsanleihen, vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197 „des Geſetzes, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 (Gefehfammt. 
S. 43) und des Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, vom 3. Mai 1903 (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


Artikel 9. 
Schluß⸗ und Abergangsbeſtimmungen. 
§ 1. 
Maßgebend für die Berechnung der Einwohnerzahl einer Gemeinde oder 
eines Gutsbezirkes iſt hinſichtlich der Beſtimmungen dieſes Geſetzes die durch die 
jedesmal letzte Volkszählung ermittelte Zahl der ortsanweſenden Zivilbevölkerung. 


na Te 
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§ 2. 

(1) Bei der Aufſtellung und Anwendung der Bau- und Wohnungsordnungen 
und bei der Ausübung der Wohnungsaufſicht iſt, ſoweit nicht ein überwiegendes 
Intereſſe der Geſundheit oder der Sittlichkeit entgegenſteht, das Intereſſe des 
Denkmal und Heimatſchutzes zu berückſichtigen. 

(2) In Zweifelsfällen find Sachverſtändige zu hören. 


§ 3. 
( Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1918 in Kraft. 
(2) Beſtehende Wohnungsordnungen bleiben bis zum Ablauf eines Jahres 


nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in Geltung, ſoweit ſie nicht ſchon vorher 


durch Wohnungsordnungen gemäß Artikel 5 dieſes Geſetzes erſetzt worden ſind. 

(3) Bereits vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes können zu feiner Ausführung 
Wohnungsordnungen erlaſſen und die zu dieſem Behufe notwendigen Anordnungen 
und Beſchlüſſe erlaſſen werden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 28. März 1918. 


(Siegel.) Wilhelm. 
Graf v. Hertling. Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. v. Stein. 
Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. Drews. Schmidt. 
v. Eiſenhart-Rothe. Hergt. Wallraf. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1888 zu 
6,25 A und 1884 bis 1913 zu 4,60 A) find an die Poſtauſtalten zu richten. 5 
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